
Vorgeschichte Art. 83
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I. Vorgeschichte

1. Art. 141 der Verfassung von 1949 besagte, daß die »ausfiihrenden Organe der Ge- 1 
meinden und der Gemeindeverbände« zu ihrer Amtsführung des Vertrauens der Vertre­
tungskörperschaften bedurften. Das entsprach den Regelungen der vor Erlaß der Verfas­
sung von 1949 ergangenen Gemeindeordnungen und auch der Kreisordnungen der Länder
(s. Rz. 31 zur Präambel). Die ausführenden Organe führten schon damals die Bezeich­
nung »Räte« mit einem Zusatz entsprechend ihrem Zuständigkeitsbereich (Kreis, Stadt, 
Gemeinde). Nach Art. 140 Abs. 2 wurden zur Unterstützung der Volksvertretungen der 
Gemeinden und Gemeindeverbände Ausschüsse gebildet.

2. Nach der Einführung des demokratischen Zentralismus. Die Veränderung des 2 
Staatsaufbaus durch die Einführung des demokratischen Zentralismus (s. Rz. 3 zu 
Art. 81) ließ die Bezeichnung »Räte« bestehen. Auch die Organe in den neugebildeten Be­
zirken und Stadtbezirken bekamen diese Bezeichnung. Die Räte erhielten den Charakter 
von »vollziehenden und verfügenden« Organen. Mit § 3 des Gesetzes über den Ministerrat 
der DDR vom 16.11. 19541 wurde diesem die Kompetenz gegeben, die Arbeit der Räte 
der örtlichen Organe der Staatsgewalt zu leiten und ihre Struktur den Erfordernissen der 
Durchführung der staatlichen Aufgaben anzupassen. § 28 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes über
die örtlichen Organe der Staatsmacht vom 17. 1. 1957 1 2 unterstellte die örtlichen Räte dem 
Ministerrat und den jeweils höheren Räten und machte sie diesen rechenschaftspflichtig.
Die Unterstellung der Räte unter den Ministerrat wurde durch § 3 Abs. 2 lit. d des Geset­
zes über den Ministerrat der DDR vom 8. 12. 1958 3 bestätigt. Die Ordnungen von 1961 4

1 GBl. S. 915.
2 GBl. I S. 65, Ber. S. 120.
3 GBl. I S. 865.
4 Erlaß des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik zu den Ordnungen über die Auf­

gaben und die Arbeitsweise der örtlichen Volksvertretungen und ihrer Organe vom 28. 6. 1961 
(GBl. I S. 51); Ordnung über die Aufgaben und die Arbeitsweise des Bezirkstages und seiner 
Organe (GBl. I S. 52); Ordnung über die Aufgaben und die Arbeitsweise des Kreistages und 
seiner Organe (GBl. I S. 75); Ordnung über die Aufgaben und die Arbeitsweise der Stadtver-
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